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Ausführungsverordnungen zur neuen Gesetzgebung „Swissness"; 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 


Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP) 


Sehr geehrte Damen und Herren 
Wir danken Ihnen für die Einladung, im Rahmen des ob genannten Vernehmlas
sungsverfahrens Stellung nehmen zu können. Gerne äussern wir uns dazu wie 
folgt: 


Aus Sicht der SVP ist die Revision der Markenschutzverordnung sowie 
die Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz" 
für Lebensmittel abzulehnen. Zum einen widersprechen sie in zahlrei
chen Punkten dem zugrunde legenden Gesetz, enthalten unnötige Rege
lungen, führen zu einem unberechenbaren Aufbau der Bürokratie und 
sind unternehmensfeindlich. Es ist absehbar, dass die „Swissness"-
Gesetzgebung in der vorliegenden Umsetzung weder für die Konsumen
ten noch für die Unternehmen zu einem Mehrwert führen wird. Im Ge
genteil: Es ist zu befürchten, dass schlussendlich alle als Verlierer da
stehen werden. Was ursprünglich gut gemeint war, indem nur dort 
„Schweiz draufstehen soll, wo auch Schweiz drin ist", verkommt mit den 
vorliegenden Verordnungen zu einem Bürokratiemonster. Es würde nicht 
erstaunen, wenn viele Unternehmen freiwillig auf das Label „Schweiz" 
verzichten und stattdessen auf ihre (bekannte) Marke setzen werden. 
Dies wäre nicht nur ein Nachteil für den Werkplatz Schweiz, sondern 
auch die produzierende Landwirtschaft. 
Offenbar wurde vergessen, dass es das bisherige System war, welches 
die „Marke Schweiz" zu dem gemacht hat, was sie heute ist. 







Einleitung 


In den Schlussabstimmungen vom 21. Juni 2013 stimmte das Parlament der 
neuen „Swissness"-Gesetzgebung gegen den Willen eines grossen Teils der Mit
glieder der SVP-Fraktion und damit einer Revision des Bundesgesetzes über den 
Schutz von Marken und Herkunftsangaben (MSchG) sowie einer Totalrevision des 
Bundesgesetzes zum Schutz öffentlicher Wappen und anderer öffentlicher Zei
chen (WSchG) zu. Das Ziel der Swissness-Vorlage - über welche das Parlament 
länger als vier Jahre lang debattierte - ist, das Label „Schweiz" nachhaltig zu si
chern. Es gilt das Motto: „Wo Schweiz draufsteht, soll auch Schweiz drin sein". 


Kategorien 


Gemäss der neuen Gesetzgebung werden drei Kategorien unterschieden: 


Naturprodukte: Gemäss Art. 48a MSchG entspricht die Herkunft eines Naturpro
dukts: für mineralische Erzeugnisse dem Ort der Gewinnung; für pflanzliche Er
zeugnisse dem Ort der Ernte; für Fleisch dem Ort, an dem die Tiere den über
wiegenden Teil ihres Lebens verbracht haben; für andere tierische Erzeugnisse 
dem Ort der Haltung der Tiere; für Jagdbeute und Fischfänge dem Ort der Jagd 
oder Fischfangs und für Zuchtfische dem Ort der Aufzucht. 


Lebensmittel: Gemäss Art. 48b MSchG entspricht die Herkunft eines Lebensmit
tels dem Ort, von dem mindestens 80 Prozent des Gewichts der Rohstoffe, aus 
dem sich das Lebensmittel zusammensetzt, stammen. Bei Milch und Milchpro
dukten sind 100 Prozent des Gewichts des Rohstoffes Milch erforderlich. 
Je nach Selbstversorgungsgrad sind die Rohstoffe wie folgt anzurechnen: 
Selbstversorgungsgrad 50 Prozent oder mehr: volle Anrechnung 
Selbstversorgungsgrad zwischen 20 und 49.9 Prozent: hälftige Anrechnung 
Selbstversorgungsgrad weniger als 20 Prozent: keine Anrechnung 


Ausgenommen von dieser Berechnung sind Naturprodukte, die aufgrund natürli
cher Gegebenheiten in der Schweiz nicht produziert werden können oder tempo
rär nicht in genügender Menge verfügbar sind. 


Schliesslich muss die Herkunftsangabe dem Ort entsprechen, an dem die Verar
beitung stattgefunden hat, die dem Lebensmittel seine wesentlichen Eigenschaf
ten verliehen hat. 


Andere Produkte; industrieelle Produkte: Gemäss Art. 48c MSchG entspricht der 
Ort der Herkunft dem Ort, an dem mindestens 60 Prozent der Herstellungskosten 
anfallen (Kosten für Fabrikation und Zusammensetzung; Kosten für Forschung 
und Entwicklung; Kosten für Qualitätssicherung und Zertifizierung). Ausgenom
men von der Berechnung sind Kosten für Naturprodukte und Rohstoffe, die am 
Herkunftsort nicht produziert werden können bzw. nicht verfügbar sind; Verpa-
ckungs- und Transportkosten sowie Kosten für Vertrieb, Marketing und Kunden
service. 


Auch bei industriellen Produkten muss die Herkunftsangabe dem Ort entspre
chen, an dem die Tätigkeit vorgenommen worden ist, die dem Produkt seine we-







sentlichen Eigenschaften verliehen hat; in jedem Fall muss ein wesentlicher Fab
rikationsschritt an diesem Ort stattgefunden haben. 


Weitere Neuerungen der „Swissness"-Gesetzgebung 


Überdies wurden die Herkunftskriterien für Dienstleistungen angepasst. Weiter 
wurde eine Regelung eingeführt, wonach das Schweizerkreuz auch für Schweizer 
Produkte verwendet werden kann. Bisher galt eine entsprechende Regelung aus
schliesslich für Dienstleistungen. Schliesslich wurde mit der „geographischen 
Marke" eine neue Markenkategorie geschaffen. Ferner wurden die Voraussetzun
gen dafür geschaffen, dass auch für waldwirtschaftliche Erzeugnisse und deren 
Verarbeitungsprodukte geschützte Herkunftsbezeichnungen (AOP) eingeführt 
werden können. 


Umsetzung der „Swissness"-Gesetzgebung in vier Verordnungen 


Die Umsetzungsarbeiten zur „Swissness"-Gesetzgebung soll in vier Verordnungen 
umgesetzt werden: 


• Revision der Markenschutzverordnung (E-MSchV); 
• Neue Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz" für 


Lebensmittel (E-HASLV); 
• Neue Verordnung über das Register für Ursprungsbezeichnungen und geo


grafische Angaben für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse (E-GUB/GGA-
Verordnung); 


• Neue Verordnung über den Schutz des Schweizerwappens und anderer öf
fentlicher Zeichen (E-WSchV). 


Nachstehend nehmen wir zu den zwei erstgenannten Verordnungen gerne Stel
lung. 


Revision der Markenschutzverordnung (E-MSchV) 


Gemäss Art. 50 Abs. 1 MSchG kann der Bundesrat die Anforderungen nach den 
Art. 48 Abs. 2 und 48a-49 MSchG näher umschreiben, wenn das Interesse der 
Konsumenten, das allgemeine Interesse der Wirtschaft oder einzelner Branchen 
dies rechtfertigt. 


In Art. 52c Abs. 2 E-MSchV verordnet der Bundesrat, dass Kosten, die nach dem 
Ende des Produktionsprozesses anfallen, nicht als Herstellungskoten berücksich
tigt werden dürfen. Der Bundesrat geht hier weiter als das Gesetz, weshalb diese 
Bestimmung zu streichen ist. Art. 48c Abs. 2 MSchG regelt klar und abschlies
send, welche Faktoren bei der Berechnung der Herstellungskosten berücksichtigt 
werden dürfen. Insbesondere die Kosten für gesetzlich vorgeschriebene oder 
branchenweit einheitlich geregelte Qualitätssicherung und Zertifizierung (Art. 48c 
Abs. 2 Bst. c MSchG) dürfen bei der Berechnung der Herstellungskosten berück
sichtigt werden. Es ist nicht auszuschliessen, dass solche Kosten nach dem Ende 
des Produktionsprozesses anfallen. 







Die MSchV regelt und definiert ferner im MSchG aufgeführte Begriffe und ergänzt 
deren Berücksichtigung. Es fragt sich, ob es notwendig ist, Forschungs- und Ent
wicklungskosten (Art. 52d E-MSchV), Materialkosten (Art. 52f E-MSchV), Ferti
gungskosten (Art. 52j E-MSchV) näher zu definieren. Diese Ergänzungen machen 
die ganze Vorlage noch unanwendbarer, bringt doch jene weitere (nicht zwin
gend notwenige Ergänzung zum MSchG) mehr Komplexität mich sich. 


Zu begrüssen sind die Ausführungen unter Art. 52n E-MSchV (Branchenverord
nung nach Art. 50 Abs. 2 MSchG). In der Tat haben verschiedene Branchen in 
der Schweiz die Anforderungen an „swissness" bereits untereinander - und im 
Sinne der Konsumenten - geregelt. Diese Regelungen sollten deshalb ohne zu 
grossen administrativen Aufwand für die Unternehmen zu verursachen, in eine 
entsprechende Branchenverordnung übernommen werden können. Es sei an die
ser Stelle darauf hingewiesen, dass es das bisherige System war, das die „Marke 
Schweiz" zu dem gemacht hat, was sie heute ist. 


Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz" für 
Lebensmittel (E-HASLV) 


Die E-HASLV regelt die näheren Voraussetzungen, unter denen die Herkunftsan
gabe „Schweiz" für Lebensmittel verwendet werden darf. Die Verordnung bezieht 
sich schwergewichtig auf Art. 48b Abs. 2 MSchG, wonach die Herkunft eines Le
bensmittels dem Ort entspricht, von dem mindestens 80 Prozent des Gewichts 
der Rohstoffe, aus denen sich das Lebensmittel zusammensetzt, kommen; bei 
Milch und Milchprodukten sind 100 Prozent des Gewichts des Rohstoffs Milch er
forderlich. Es wäre angezeigt, im Geltungsbereich dieser Verordnung auf die Ab
grenzung zu „anderen Produkten" im Sinne von Art. 48c MSchG hinzuweisen. Für 
die Unternehmen ist es absolut zentral zu wissen, ob ihr Produkt unter Art. 48b 
MSchG oder unter Art. 48c MSchG (andere Produkte, insbesondere industrielle 
Produkte) fällt, denn auch unter diese Bestimmung können Lebensmittel subsu
miert werden. Je nach Verarbeitungsgrad bzw. Verarbeitungsart muss ein Pro
dukt die Swissness-Anforderungen an ein Lebensmittel im Sinne von Art. 48b 
MSchG oder an ein „anderes Produkte" im Sinne von Art. 48c MSchG erfüllen. In 
diesem Sinne sollte der Verordnungsgeber hier klarstellen, welche Produk
te/Produkteart nicht unter diese Verordnung fällt. 


Nicht die Zusammensetzung eines Lebensmittels, sondern die Rezeptur soll ge
mäss Art. 4 Abs. 1 E-HASLV für die Berechnung des erforderlichen Mindestanteils 
massgeblich sein. Hier stellen sich bereits erste praktische Probleme, denn die 
Rezeptur bei zugekauften (allenfalls stark verarbeiteten) Produkten ist oftmals 
ein Unternehmensgeheimnis. Wie in solchen Fällen vorgegangen werden muss, 
wurde auch vom Gesetzgeber nicht beantwortet. Womöglich würde das Gewicht 
des ganzen Rohstoffes nicht angerechnet werden, was stossend wäre. Die gleiche 
Problematik kommt bei Art. 6 Abs. 1 E-HASLV zum Vorschein, Hiernach gelten 
bei Lebensmitteln, die sich aus mehreren Naturprodukten zusammensetzen die 
Prozentsätze gemäss Art. 48b Abs. 2 MSchG (80 Prozent des Rohstoffgewichts). 
Was auf den ersten Blick logisch erscheint, zeigt seine Tücken in der Praxis. Hier 
wäre eine entsprechende Umsetzung nicht möglich, weil ein Unternehmer nicht 
die ganze Kette der Lieferanten und Unterlieferanten kennen kann und deren Re
zepte allenfalls geheim sind. 







Ganz ausgeschlossen von der Berechnung würde Wasser, sofern es nicht um na
türliches Mineralwasser oder Quellwasser handelt (Art. 4 Abs. 4 E-HASLV) oder 
das Wasser bereits in einem Rohstoff enthalten ist. Diese Einschränkung geht zu 
weit und wurde vom Gesetzgeber in dieser Art nicht explizit legiferiert. Wasser 
sollte als Rohstoff grundsätzlich zugelassen sein, sofern dies nicht rechtsmiss
bräuchlich ist. 


Für Lebensmittel, die ausschliesslich aus importieren Naturprodukten und daraus 
hergestellten Rohstoffen bestehen, darf die Herkunftsangabe „Schweiz" nicht 
verwendet werden (Art. 6 Abs. 2 E-HASLV). Diese Regelung entspricht nicht dem 
Willen des Gesetzgebers. Die Berufung auf die Botschaft ist nicht ausreichend. 
Vielmehr kann bei solchen Produkten ein Anwendungsfall von Art. 48c MSchG 
vorliegen („andere Produkte"), indem die Verarbeitung dieser Rohstoffe (die in 
der Schweiz nicht erhältlich sind) dem Produkt die massgebende Eigenschaft 
gibt. 


Art. 4 Abs. 6 E-HASLV bestimmt, dass Milch und Milchprodukte als Rohstoffe 
vollständig aus der Schweiz stammen müssen. Die SVP ist mit dieser Regelung 
einverstanden und verlangt, dass der gesetzlichen Regelung in Art. 48b Abs. 2 
Satz 2 MSchG, wonach bei Milch und Milchprodukten 100 Prozent des Gewichts 
des Rohstoffs Milch aus der Schweiz stammen müssen, nachgelebt wird. 


Gemäss Art. 4 Abs. 2 Bst. b E-HASLV werden Naturprodukte, die temporär auf
grund unerwarteter oder unregelmässig auftretender Gegebenheiten wie Ernte
ausfall nicht oder nicht in genügender Menge in der Schweiz produziert werden 
können, von der Berechnung ausgenommen. Die Verordnung verweist diesbe
züglich auf Anhang 1 Teil B. Dieser weist derzeit noch keinen Eintrag auf. Vorge
sehen ist offenbar, das in dieser Rubrik Naturprodukte aufgenommen und - al
lenfalls bei der nächsten Ernte - wieder entfernt werden. Für den Unternehmer 
wird eine Planung damit verunmöglicht. Bei einem Ernteausfall muss dieser 
selbstverständlich einen anderen (ausländischen) Lieferanten angehen und auch 
Verträge für das Folgejahr abschliessen, weil niemand weiss, wie lange der Ern
teausfall dauern wird, bzw. ob die neue Ernte alsdann ausreichend gross ausfal
len wird. Nachdem der Gesetzgeber in Art. 48b Abs. 3 MSchG dieses Konzept 
eingeführt hat, liegt es am Verordnungsgeber, für eine unternehmerfreundliche 
Umsetzung zu sorgen. Tut er dies nicht, so geschieht, wovor die SVP bereits im 
Gesetzgebungsverfahren gewarnt hat: Unternehmen mit einer grossen Produkte
palette, welche durch die „Swissness"-Gesetzgebung bzw. den entsprechenden 
Verordnungen nicht mehr unternehmerisch planen können, auf das Label „Swiss
ness" verzichten werden und auf ihrem Markauftritt mit ihrer Marke setzen. Wür
de dies in breitem Ausmass geschehen, gingen in der Schweiz Arbeitsplätze ver
loren und Schweizer Lieferanten würden auf ihren Produkten sitzen bleiben. 


Auch die in Anhang 1 Teil C vorgesehene Liste, wonach Naturprodukte, die in der 
Schweiz gemäss den erforderlichen technischen Anforderungen für einen be
stimmten Verwendungszweck nicht produziert werden können, dürfte zu Rechts
unsicherheiten führen. Dazu beitragen dürfte das in Art. 8 Abs. 2 E-HASLV vor
gesehene Verfahren: „Begehren können von Organisationen der Land- und 
Ernährungswirtschaft, die für das Naturprodukte repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor weitere vom Begehren betroffene Or
ganisationen konsultieren". Gemäss Abs. 3 muss das Begehren folgendes enthal
ten: 1. den Nachweis, dass sich die in der Schweiz produzierten Naturprodukte 







nicht für die Herstellung des Lebensmittels eignen; 2. die spezifischen techni
schen Anforderungen an das Naturprodukt und 3. den Nachweis, dass das Le
bensmittel nicht anders hergestellt werden kann. Diese Bürokratie ist unterneh
mensfeindlich und in dieser Form abzulehnen. 


In Anhang 2 soll das WBF jährlich den Selbstversorgungsgrad von Rohstoffen 
festlegen und dabei dem Durchschnitt der Selbstversorgung der drei vorange
gangenen Jahre folgen (Art. 9 Abs. 2 E-HASLV). Eine entsprechende Liste wird 
auf einer gewissen Willkürlichkeit basieren, speziell bei den zentralen Stufen 
(Rohstoffe, für die der Selbstversorgungsgrad weniger als 20 Prozent beträgt, 
sind von der Berechnung ausgenommen; Art. 48b Abs. 4 MSchG). In der aktuel
len Liste liegen bestimmte Rohstoffe nahe an dieser Grenze. Für Baumnüsse, 
Tomaten und Trevisana wird ein Selbstversorgungsgrad von 24 Prozent angege
ben; für Mirabellen beträgt dieser offenbar 21 Prozent. Schliesslich stellt sich bei 
jedem Rohstoff die Frage, nach dessen Beschaffenheit. Nicht nur die absolute 
Menge darf entscheidend sein, sondern die Qualität und die verfügbare Menge 
derselben Qualität. Für Honig wird ein Selbstversorgungsgrad von 32 Prozent 
definiert. Ein Unternehmen, welches jedoch grosse Mengen absolut derselben 
Qualität benötigt, dürfte auf dem Schweizer Markt keinen geeigneten Roh
stoff/Lief e ran den finden. Für dieses Unternehmen wäre der Versorgungsgrad so
mit 0, es müsste sich das Gewicht dieses Rohstoffs jedoch anrechnen lassen (bei 
einem Selbstversorgungsgrad von 32 Prozent wäre die Hälfte des Gewichts des 
Rohstoffs anzurechnen; Art. 48b Abs. 4 Satz 2 MSchG). Aus Sicht der Unterneh
mungen müsste bei der Festlegung des Selbstversorgungsgrades eine detaillierte 
Lösung gefunden werden, um auch dem Einzelfall Rechnung tragen zu können. 
Dass damit die bürokratischen Aufwände noch grösser werden, ist absehbar. Der 
einzelne Unternehmer ist jedoch darauf angewiesen, dass der Selbstversor
gungsgrad auf seinen Produktionsablauf anwendbar ist. Was nützt ein Selbstver
sorgungsgrad für Äpfel von 103 Prozent (siehe Anhang 2), wenn ein Unterneh
mer für sein Produkt eine bestimmte Sorte benötigt, welche einen 
Selbstversorgungsgrad von 20 Prozent nicht erreicht? 


Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und grüssen 
Sie freundlich. 


SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 


Der Parteipräsident DenGeneralsekretär 


Toni Brunner Martin Baltisser 
Nationalrat 
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Vernehmlassung zu den Ausführungsverordnungen zur neuen Gesetz-
gebung „Swissness“ / Stellungnahme zur Verordnung über die Verwendung 
der Herkunftsangabe Schweiz für Lebensmittel (HASLV) 


 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 


 


Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme, die wir gerne wie folgt wahrnehmen: 


1 Grundsätzliche Bemerkungen 


Die SP Schweiz hat die Swissness-Vorlage unterstützt und sich in der Gesetzgebungsphase im 
Parlament hauptsächlich aus konsumentenrechtlicher Sicht dafür engagiert, dass dort, wo Schweiz 
drauf steht, tatsächlich auch Schweiz drin ist. Sie beschränkt sich deshalb in dieser Stellungnahme 
auf den aus dieser Optik wichtigsten Teil der Vorlage und nimmt nur zur Verordnung über die 
Herkunftsangabe „Schweiz“ bei Lebensmitteln (HASLV) Stellung, wobei sie sich grösstenteils an der 
Stellungnahme der Stiftung für Konsumentenschutz SKS orientiert.  


Die SP Schweiz geht davon aus, dass das industrielle Gewerbe die Markenschutzverordnung genau 
auf seine Praxistauglichkeit prüfen und eventuelle Einwände geltend machen wird. Die SP Schweiz 
unterstützt in diesem Bereich eine Linie, welche den Werkplatz Schweiz effektiv stärkt und möglichst 
viele Arbeitsplätze in der Schweiz belässt. 


Grundsätzlich begrüsst die SP Schweiz die Ausgestaltung der HASL-Verordnung. Sie führt die 
Vorgaben des Markenschutzgesetzes zu den Lebensmitteln so aus, dass die Konsumentinnen und 
Konsumenten bei fachgerechter Umsetzung der Anbieter eine verlässliche Swissness-Kennzeich-
nung erwarten können.  


 


 


Bern, 17. Oktober 2014 
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Folgende drei Punkte sind jedoch störend, bzw. setzen den Erfolg der Swissness-
Gesetzgebung aufs Spiel: 


 


1. Quellwasser darf nicht zur Berechnung des Mindestanteils schweizerischer Rohstoffe 
beigezogen werden, weil dies zu einer Verfälschung und einer sprichwörtlichen 
Verwässerung der Berechnungsgrundlagen führt. 


2. Die Fristen sind – insbesondere für die Lebensmittel – zu grosszügig angesetzt. 
Lageraufbrauchfristen von zwei Jahren machen bei Lebensmitteln wohl nur ausnahmsweise 
Sinn. Die HASLV sollte auf Anfang 2017 vollständig in Kraft gesetzt werden. 


3. Weder im Gesetz noch in der Verordnung wird präzisiert, wer für den Vollzug und die 
Kontrolle zuständig ist. Auch allfällige Massnahmen bei Verstössen werden nicht definiert. 
Ohne diese beiden Massnahmen verpufft jedoch die Wirkung des Gesetzes, 
Konsumentinnen und Konsumenten könnten sich weiterhin nicht darauf verlassen, dass ein 
Schweizer Lebensmittel tatsächlich ein Schweizer Lebensmittel ist 


2 Kommentar zu den wichtigsten Bestimmungen 


Art. 4 Berechnung des erforderlichen Mindestanteils schweizerischer Rohstoffe 


Art. Abs. 1 


Um die Umsetzung der ohnehin komplexen Vorlage zu erleichtern, erscheint es grundsätzlich richtig, 
dass die Berechnung des erforderlichen Mindestanteils schweizerischer Rohstoffe aufgrund der 
Rezeptur erfolgt.  


Zu befürchten ist jedoch, dass diese Regelung bei Rezepturen, bei denen auch Halbfabrikate zur 
Anwendung kommen, Schlupflöcher bietet, so dass der erforderliche Mindestanteil unrechtmässig zu 
erreichen ist.  


Die SP fordert hier eine Präzisierung, wie mit solchen Halbfabrikaten umgegangen wird. 


 


Art. 4 Abs. 2b 


Die Liste muss in regelmässigen Abständen überprüft werden, ob sie noch den realen 
Marktgegebenheiten entspricht oder angepasst werden muss.  


 


Art. 4 Abs. 4 


Es ist konsequent und folgerichtig, dass Wasser aus der Berechnung ausgeschlossen wird. Der 
Einbezug von Wasser würde die Berechnungen massiv verfälschen und so zur Täuschung der 
Konsumentinnen und Konsumenten beitragen.  


Die SP ist deshalb mit dem Verordnungsvorschlag nicht einverstanden, dass Quellwasser 
grundsätzlich mit in die Berechnungen einfliessen darf. Quellwasser ist in der Schweiz kein 
besonderer Bestandteil, da immerhin 40 Prozent des Schweizer Trinkwassers Quellwasser sind. Es 
wäre für die Hersteller also ein leichtes, ihre Rezepturen auf Quellwasser umzustellen und so 
Produkte dank dem Beifügen von Quellwasser zu Schweizer Produkten werden zu lassen.  


Vorschlag SP: Quellwasser streichen und ev. Ausnahmen bei Getränken definieren (wobei 
ausländisches Apfelsaftkonzentrat mit Schweizer Quellwasser nicht zu Schweizer Apfelsaft werden 
darf. Analoges gilt für Bier, dessen einziger Schweizer Bestandteil das Quellwasser ist.) 
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Art. 4 Abs. 6  


Dem Willen des Gesetzgebers entspricht es, dass Milch und Milchprodukte zu 100% aus der 
Schweiz stammen müssen. Konsequenterweise führt das dazu, dass ein Produkt 100% Schweizer 
Milch als Bestandteil enthalten muss und nur für allfällige weitere Zutaten die 80%-Regel zur 
Anwendung kommt. Dadurch wird die Anforderung an den Mindestanteil Schweizer Rohstoffe bei 
Produkten mit Milch als Bestandteil erhöht. 


 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 


Die SP begrüsst die besonderen Bestimmungen ausdrücklich, da sie der Täuschung der 
Konsumentinnen und Konsumenten entgegenwirken.   


 


Art. 7 Abs. 2 


Die Fristen, während denen Naturprodukte temporär in die Liste der nicht-verfügbaren Naturprodukte 
aufgenommen werden, müssen angemessen angesetzt werden (z.B. eine Ernteperiode oder Saison). 
Bei längeren Fristen gilt es zu überprüfen, ob das Naturprodukt tatsächlich nicht in genügender 
Menge vorhanden ist.   


 


Art. 8 Abs. 2 


Hier ist zu wenig spezifiziert, welche vom Begehren betroffenen Organisationen konsultiert werden 
müssen. Es darf nicht der Branche überlassen werden, welche Organisationen sie zur Stellungnahme 
einlädt. Zudem soll der Entscheid, ob eine Ausnahmeregelung notwendig ist, nicht nur branchen-
intern gefällt werden. 


Die SP verlangt eine Präzisierung in dem Sinne, dass die betroffenen Organisationen näher 
umschrieben und insbesondere die Konsumentenschutz-Organisationen auch aufgeführt und für den 
Einbezug vom Bund angemessen entschädigt werden. Die Konsumentinnen und Konsumenten 
haben ein zentrales Interesse an einer verlässlichen Swissness-Kennzeichnung. 


 


Art. 11 Übergangsbestimmung 


Die vorgesehenen Fristen, bis zu der die Swissness-Gesetzgebung in Kraft treten soll, sind zu 
grosszügig angelegt. Es ist nicht recht einzusehen, weshalb den Lebensmittelproduzenten nach 
Inkraftsetzung im Jahr 2015 nochmals eine Frist bis anfangs 2017 gesetzt werden soll, bis sie sich an 
die Gesetzgebung halten sollen. Dies umso mehr, da nochmals eine zusätzliche Lageraufbrauchfrist 
von zwei Jahren bis Ende 2018 eingeräumt wird. Somit würde es nochmals vier Jahre dauern, bis 
sich die Konsumentinnen und Konsumenten auf die Swissness-Regelungen verlassen können. 
Erfahrungsgemäss dauert es nochmals etliche Jahre, bis die neuen Regelungen bei den Anbietern 
und im Markt angekommen sind. Damit wird viel wertvolle Zeit vergeudet.  


Sollte diese Regelung bei den Industrieprodukten Sinn machen, spricht sich die SP für eine 
Sonderreglung für Lebensmittel aus. Erfahrungsgemäss werden nur wenige Lebensmittel auf Jahre 
zum Voraus produziert, so dass die Lageraufbrauchfrist bei Lebensmitteln keinen Sinn macht.  


 


Offener Punkt: Kontrolle 


In der Verordnung wird nicht festgehalten, welches Organ die Kontrolle der HASLV wahrnehmen soll 
und welche Sanktionsmassnahmen ergriffen werden können. Dies stellt eine grosse Schwachstelle 
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dar. Da die kantonalen Kontrollbehörden den Kantonen und dem Bundesamt für Lebensmittelsicher-
heit und Veterinärwesen (BLV) unterstellt sind, kann nicht einfach davon ausgegangen werden, dass 
die Kantonalen Laboratorien die Kontrolle einer Gesetzgebung aus dem Bundesamt für Justiz und 
dem Bundesamt für Landwirtschaft  freiwillig und kontinuierlich übernehmen. Umso mehr, da die 
Kantonschemiker auch im Bereich der Lebensmittelkontrolle mehr Aufgaben übernehmen müssen 
und die Kontrolle der Swissness-Gesetzgebung eine komplexe und anforderungsreiche Materie ist.  


In der Verordnung AOC/IGP, die ebenfalls in die Gesetzgebung des BLW fällt, werden die 
Kantonschemiker explizit als Vollzugsbehörde genannt. Eine Benennung der Kontrollbehörde scheint 
auch in der HASLV-Verordnung unabdingbar, allerdings muss diese Behörde auch mit den 
notwendigen Ressourcen ausgestattet werden. 


 


Wir bitten Sie, unsere Anliegen bei der Überarbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. 


 


Mit freundlichen Grüssen 


SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DER SCHWEIZ 


 


      


 


Christian Levrat  Carsten Schmidt 
Präsident Politischer Fachsekretär 
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Vernehmlassung: Ausführungsverordnungen zur neuen Gesetzgebung «Swissness» 


 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Sie haben uns eingeladen, zu den obengenannten Vorentwürfen Stellung zu nehmen. Für diese Ge-
legenheit zur Meinungsäusserung danken wir Ihnen bestens. 


 


Allgemeine Bemerkungen 


Das Hauptziel der Swissness-Gesetzgebung ist der nachhaltige Erhalt des Mehrwerts der Herkunfts-
bezeichnung «Schweiz» und des Schweizerkreuzes und damit der Erhalt des Produktestandortes 
Schweiz mit seinen Arbeitsplätzen in unserem Land. Die Swissness-Vorlage soll einen Standortvorteil 
und nicht ein Standortnachteil sein.  


Die CVP unterstützt die Idee der Swissness-Gesetzgebung. Dabei ist es der CVP jedoch äusserst 
wichtig, dass die Verordnungen unbürokratisch und praktikabel sind. 


Swissness soll Klarheit bezüglich der Marke „Schweiz“ schaffen und damit insbesondere die vielen 
Swissness produzierenden KMU schützen. Unternehmen, die bereits auf die Marke „Schweiz“ gesetzt 
haben und damit auch zum Mehrwert des Labels „Schweiz“ beigetragen haben, sollen mit den Swiss-
ness-Verordnungen unterstützt und nicht eingeschränkt werden. Dabei dürfen Unternehmen, die 
hochentwickelte und hochverarbeitete Produkte herstellen, nicht diskriminiert werden. Schliesslich soll 
die Marke „Schweiz“ geschützt und nicht verunmöglicht werden.  


Die CVP ist daher für die Überarbeitung von zwei, in den folgenden Punkten erläuterten, Verordnun-
gen. Bei der Überarbeitung ist es unseres Erachtens zentral, dass die betroffenen Branchen miteinbe-
zogen werden.  


 


Zu den einzelnen Verordnungen 


 


Markenschutzverordnung (E-MSchV) 


Die E-MSchV präzisiert insbesondere die Herkunftskriterien für industrielle Produkte und das Verfah-
ren zur Löschung von Marken wegen Nichtgebrauchs. Bei den Herkunftskriterien für industrielle Pro-
dukte muss nach Art. 52 Bst. I, E-MSchV die Branche den Nachweis von ungenügenden Verfügbar-
keiten von Materialien erbringen, diese sammeln und verwalten. Die CVP erachtet dies als sehr kri-
tisch. Ein solches Modell ist praxisfremd und für Swissness produzierende Unternehmen, insbesonde-
re für KMU, eine sehr grosse Hürde.  
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Auch ist es der CVP wichtig, dass die Swissness-Verordnungen explizit auf dem Prinzip der Selbst-
kontrolle und Beweislastumkehr basieren. Nur in einem konkreten Prozess, also im Klagefall, soll die 
Swissness überprüft werden. In diesem Sinne ist die CVP für die Überarbeitung der E-MSchV. 


 


Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz“ für Lebensmittel (E-HASLV) 


Die CVP spricht sich auch bei der E-HASLV dafür aus, dass die Verordnung möglichst unbürokratisch, 
praxisnah und entsprechend flexibel ist. Eine Überarbeitung der E-HASLV ist notwendig. Dabei sind 
langwierige, bürokratische Konsultations- und Genehmigungsprozedere zu vermeiden. 


Die Art und Weise wie Wasser bei der Berechnung der Swissness (Art. 4, Abs. 4, E-HASLV) ausge-
schlossen werden soll, ist für die CVP fragwürdig. Schweizer Wasser, unabhängig ob es sich um Mi-
neral- oder Quellwasser handelt, sollte, sofern es im Endprodukt verbleibt, bei der Berechnung ange-
rechnet werden. 


Die CVP fordert, dass Art. 4, Abs. 6, E-HASLV gestrichen wird. Hier stimmt der Verordnungsentwurf 
unseres Erachtens nicht mit dem Willen des Gesetzgebers überein. Im Gesetz wurde festgehalten, 
dass nur für Milch und Milchprodukte der Rohstoff Milch zu 100 Prozent aus der Schweiz stammen 
muss. Gemäss Verordnungsentwurf wird die 100-Prozent-Rohstoffvorgabe auf alle Fertigprodukte, 
also auch auf Lebensmittel, die nur sehr wenig Milch enthalten, ausgedehnt. Unseres Erachtens 
schiesst die Verordnung hier über das Ziel hinaus. 


Die CVP spricht sich für die Überarbeitung von Art. 6, Abs. 1, E-HASLV aus. Lebensmittelhersteller, 
die zusammengesetzte Zutaten, also sogenannte Halbfabrikate, verwenden, sollen diese als vollstän-
dig schweizerisch anrechnen können, wenn diese die Anforderungen nach Art. 48b Abs. 2 MschG 
erfüllen.  


Aus Sicht der CVP sollen Produkte, die in der Schweiz hergestellt werden, die aber aus Rohstoffen 
bestehen, die nicht in der Schweiz verfügbar sind, nicht diskriminiert werden. Entsprechend ist Art. 6 
Abs. 2, E-HASLV zu überarbeiten. Die Verordnung sieht hier vor, dass Produkte, die ausschliesslich 
aus importierten Naturprodukten und daraus hergestellten Rohstoffen bestehen, die Herkunftsangabe 
Schweiz nicht verwenden dürfen. Dies erachtet die CVP als unfair. 


Die CVP ist für die Streichung von Art. 6, Abs. 3, E-HASLV. Einzelne Rohstoffe sollen auch weiterhin 
mit der Herkunftsangabe „Schweiz“ deklariert werden können. Es ist unseres Erachtens im Sinne von 
Swissness, dass wertbestimmende Inhaltsstoffe, wie beispielsweise Fleisch, mit der Herkunft ausge-
lobt werden können. 


Die CVP verlangt die Überarbeitung von Art. 8, E-HASLV. Das vorgeschlagene Genehmigungsver-
fahren ist so nicht praxistauglich. Unternehmen sollen nicht aufgrund einer Bundesverordnung ihre für 
das Endprodukt erforderlichen technischen Rohstoffanforderungen offenlegen müssen. Aus Wettbe-
werbssicht ist dies nicht vertretbar.  


Dabei beantragt die CVP explizit die Überarbeitung von Art. 8, Abs. 2, E-HASLV. Für die Wirtschaft 
ist ein rascher Bewilligungsprozess essentiell. So sollen auch Unternehmen der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft, die für gewisse Naturprodukte repräsentativ sind, Begehren für die Aufnahme dieser 
Naturprodukte in den Anhang Teil 1 C einreichen können. Denn gemäss der Verordnung dürfen aktu-
ell nur Organisationen der Land- und Ernährungswirtschaft Begehren einreichen. 


Aus Sicht der CVP sollte des Weiteren Art. 8, Abs. 3 Bst. c, E-HASLV ganz gestrichen werden. Der 
Nachweis, dass ein Lebensmittel nicht anders hergestellt werden kann, ist teilweise fast unmöglich 
und mit grossem bürokratischen Aufwand verbunden.  


Die Listen in den Anhängen 1 und 2 der E-HASLV werden von der CVP in Frage gestellt. Ob solche 
Listen jemals vollständig sein können, ist schwierig zu beurteilen und so wie sie im Entwurf vorge-
schlagen sind, dienen sie unseres Erachtens nicht der Rechtssicherheit. Die Listen müssten ständig 
angepasst und überarbeitet werden. Deshalb spricht sich die CVP für die Erarbeitung eines flexibleren 
und praktikableren Modells aus.  
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Verordnungen über das Register für Ursprungsbezeichnungen und geografische Angaben für 
nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse (E-GUBV/E-GGAV) 


Die E-GUBV/E-GGAV definieren die Registerkriterien für die geografischen Ursprungsbezeichnungen 
von Produkten wie Uhren oder Mineralwasser. Der CVP ist es auch hier wichtig, dass diese Verord-
nungen so wenig bürokratisch wie möglich sind. Dafür braucht es klare und flexible Kriterien, die auch 
für industrielle Unternehmen einfach und praxisorientiert anwendbar sind. Die E-GUBV/E-GGAV sol-
len entsprechend überarbeitet werden, grundsätzlich sind wir aber mit diesen Verordnungen einver-
standen. 


 


Verordnung über den Schutz des Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (Wap-
penschutzverordnung E-WSchV) 


Die E-WSchV definiert die Kriterien für das elektronische Verzeichnis der geschützten öffentlichen 
Zeichen von Bund, Kantonen und Gemeinden oder auch des Auslandes. Die CVP begrüsst, dass das 
Schweizerkreuz und die Schweizerfahne neu auch für Dienstleistungen und Waren verwendet werden 
dürfen. 


 


CHRISTLICHDEMOKRATISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ  
 
 
 
 
Christophe Darbellay   Béatrice Wertli 
Präsident CVP Schweiz   Generalsekretärin CVP Schweiz 
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Consultation 


Ordonnances d’exécution relatives à la nouvelle législation «Swissness» 


Prise de position du PLR.Les Libéraux-Radicaux Suisse 


 


Madame, Monsieur 


En vous remerciant de nous avoir consultés dans le cadre de la consultation sous rubrique, nous vous 
prions de trouver, ci-après, notre prise de position. 


L’objectif de la nouvelle législation « swissness » est de promouvoir les produits suisses en protégeant les 
désignations telles que « suisse », « qualité suisse » ou « Swiss made ». Il s’agit d’agir autant sur un point 
de vue de protection de la qualité que sur un plan marketing (faire valoir cette qualité) pour les entreprises 
qui le souhaitent. Il s’agit d’un instrument de première importance pour l’ensemble de l’économie suisse. 


Pour le PLR.Les Libéraux-Radicaux, il est primordial que les normes « swissness » puissent être mis en 
œuvre de manière simple, pragmatique, non bureaucratique et en accord avec les branches et associations 
faîtières. Il est important de rappeler que la Suisse est une société libérale. Il est nécessaire de mettre la 
priorité sur la protection des produits suisses, respectivement sur les intérêts des entreprises et de chaque 
branche économique, plutôt que sur une rigueur étatiste contre-productive. 


Un des points clefs de la mise en œuvre concerne la date d’entrée en vigueur des nouvelles normes 
légales. Certaines branches demandent une entrée en vigueur dès que possible ; d’autres au contraire 
souhaitent un délai transitoire prolongé. Afin de prendre en considération les différents intérêts en jeu, le 
PLR souhaite qu’une entrée en vigueur échelonnée soit envisagée. 


› Ordonnance sur la protection des armoiries de la Suisse et des autres signes publics 


Le PLR salue la nouvelle possibilité que le drapeau et la croix suisses puissent être utilisés par toutes 
personnes remplissant les conditions d’utilisation de la désignation « suisse » : non seulement les services, 
mais également les produits. 


Concernant les armoiries de la Confédération (y compris signes similaires), il est positif de prévoir des 
exceptions pour les entreprises qui utilisent ces symboles depuis plusieurs décennies. 


› Ordonnance concernant le registre des appellations d’origine et des indications 


géographiques pour les produits non agricoles 


Le PLR soutient dans l’ensemble l’ordonnance soumise à consultation. Il devrait néanmoins être possible 
d’établir des ordonnances de branches plutôt que de se limiter à un cahier des charges (selon l’art. 6). Cela 
permettra d’éviter de nombreuses lourdeurs bureaucratiques, notamment vis-à-vis de l’établissement des 
critères à respecter et des contrôles à effectuer. Les exigences relatives à la production industrielle ne 
peuvent pas être comparées et contrôlées de la même manière que la production agricole. 


Art. 4 al. 1: Il serait pertinent d’ajouter explicitement les associations de branches en sus des 
« regroupements de producteurs représentatif d’un produit ». 


Art. 4 al. 2 let. b : Il est demandé que les membres représentent au moins 60% des producteurs intervenant 
à chacune des étapes de production. Cette exigence peut être trop contraignante pour certains produits et 
devrait être adaptée. 
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› Ordonnance sur la protection des marques 


Le PLR soutient dans l’ensemble les dispositions proposées dans ce projet d’ordonnance. Des 
améliorations restent nécessaires pour clarifier certains points et éviter des lourdeurs bureaucratiques. 


Art. 51a (nouveau) : Il devrait être clarifié que les dispositions de l’ordonnance concernant la charge de la 
preuve ne s’appliquent qu’en cas de plainte. Dans le cas contraire, cela induirait une charge bureaucratique 
importante pour les entreprises. 


Art. 52c al. 1 let. b : Il pourrait être pertinent de préciser que ces coûts ne concernent pas les coûts des 
matières non disponibles en Suisse. 


Art, 52c al. 2 : Il est important de préciser quels sont les coûts concernés, notamment si les coûts de 
transport et d’emballage sont compris : dans certains secteurs, particulièrement concernant les entreprises 
exportatrices, la qualité de la livraison est intégrante du produit « suisse ». 


Art. 52i : Les informations exigées ne sont pas facilement disponibles et induisent des coûts importants 
pour leur production. Pour éviter une charge bureaucratique inutile, le PLR souhaite que l’auto-déclaration 
du producteur suffise. 


Art. 52j al. let. a : Il est pertinent de spécifier que les coûts des salaires comprennent les coûts accessoires. 


› Ordonnance sur l’utilisation de l’indication de provenance «Suisse» pour les denrées 


alimentaires 


Le PLR soutient dans l’ensemble les dispositions proposées dans le projet d’Ordonnance pour les denrées 
alimentaires. Le PLR rappelle l’importance de procédures simples et non bureaucratiques. 


Art 3 : Le PLR salue la prise en compte des zones frontières et des enclaves douanières. 


Art. 4 al. 4 : Il est pertinent d’exclure l’eau des calculs, sauf si la production concerne de l’eau minérale ou 
de l’eau de source. Il serait contre-productif de protéger avec la dénomination « suisse » un produit tel 
qu’un jus de pomme qui remplirait les exigences « swissness » uniquement grâce cette eau. 


Art. 4 al. 6 : Le PLR demande de biffer cet alinéa. Selon la nouvelle Loi sur la protection des marques, 
seuls le lait et les produits laitiers doivent remplir une exigence de 100% (art. 48b al. 2). Si le produit final 
n’est ni du lait ni un produit laitier (par exemple un biscuit), cette exigence doit être abandonnée. 


Art. 6 al. 1 : Il est nécessaire de modifier cet alinéa : un calcul par pourcentage induira des complications 
administratives superflues. Il est préférable de comprendre à 100% un produit naturel composant une 
denrée alimentaire si celui-ci remplit les exigences de la dénomination « swissness ». 


Art. 6 al. 2 : Une modification s’impose : il est acceptable qu’un produit alimentaire reçoive la dénomination 
« swissness » même si les denrées qui le composent sont intégralement importées pour autant que a) ces 
produits ne soient pas disponibles en Suisse et b) que l’essentiel de la transformation soit réalisée en 
Suisse. 


Art. 7 al. 2 : Le PLR soutient la procédure proposée. Il reste cependant important de consulter la branche. 


Art. 8 al. 3 let. c : Ce fardeau de la preuve est presque impossible à apporter et créera une forte bureaucratie 
et des surcoûts importants. Cette exigence doit être abandonnée ; l’auto-déclaration doit suffire. 


En vous remerciant de l’attention que vous porterez à nos arguments, nous vous prions d’agréer, Madame, 
Monsieur, l’expression de nos plus cordiales salutations. 


 


PLR.Les Libéraux-Radicaux   


Le Président    Le Secrétaire général 


 


 


 


 


 


Philipp Müller    Samuel Lanz 


Conseiller national 





